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Fortbildungsprüfung 
 

zum/zur 
 

Verwaltungsfachwirt/in 
 
 

am 20. November 2020 
 
 
 
 
 
 
 
 3. Prüfungsaufgabe 
 
 Allgemeines Verwaltungsrecht unter Einbeziehung des Besonderen  
 Verwaltungsrechts II  
 
 
 Arbeitszeit: 4 Stunden 
 
 Hilfsmittel: Es gilt die Hilfsmittelbestimmung für die Fortbildungsprüfung zum/zur  

Verwaltungsfachwirt/in vom 4. April 2011. 
 

 
 Hinweis: Bitte geben Sie zu Beginn Ihrer Ausführungen den 
   Bearbeitungsstand Ihrer VSV an! 
 

Beantworten Sie die Fragen und begründen Sie Ihre Antworten 
 mit den einschlägigen Rechtsvorschriften, sofern nichts anderes 
 angegeben ist! 

 

 Die Aufgabe besteht aus insgesamt 10 Seiten (Sachverhalt und Aufgabe mit 3 Seiten 
 und eine Anlage mit 7 Seiten). 
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Sachverhalt:           
 
Elvira Schmidt-Schön reiste am 27. April 2020 auf dem Landweg aus Barcelona (Spanien) 
nach Dresden ein und meldete sich umgehend beim Gesundheitsamt der Stadt Dresden. Am 
selben Tag erließ daraufhin der zuständige Sachbearbeiter des Gesundheitsamtes Herr 
Obacht gegenüber Frau Schmidt-Schön einen Feststellungsbescheid über die für sie geltende 
häusliche Quarantäne ab dem 27. April bis zum 11. Mai 2020.   
 
Frau Schmidt-Schön erhebt hiergegen am 29. April 2020 schriftlich Widerspruch beim Ge-
sundheitsamt der Stadt Dresden, begründete diesen mit ihren konkreten Lebensbedingungen 
in Spanien und machte geltend, andere Reisende seien, insbesondere in Leipzig, nach einem 
negativen Rachenabstrich von der Quarantäneverordnung ausgenommen worden. Sie habe 
in Spanien in den letzten sechs Wochen allein in ihrer Wohnung unter Ausgangssperre gelebt. 
Die Wohnung habe sie nur zu Einkäufen im nahegelegenen Einkaufsmarkt verlassen und kei-
nerlei Krankheitssymptome. Eine Untersuchung sei ihr vom Gesundheitsamt verweigert wor-
den, ebenso ein Rachenabstrich oder ein anderweitiger Virustest. Bereits vor diesem Hinter-
grund sei die Anordnung der Quarantäne unverhältnismäßig. Auch sei in der Bundesrepublik 
die Virus-Reproduktionszahl bereits deutlich unter 1 gefallen und auch in Spanien sinke die 
Zahl der Neuinfektionen. Eine drohende Überlastung des Gesundheitssystems sei nicht zu 
erwarten und es gebe auch keinen Beleg für die Gefährlichkeit des Virus. Im Übrigen sei die 
Quarantäneverordnung willkürlich. Ganze Personengruppen seien von ihr ausgenommen und 
zwar ohne individuelle Prüfung. Herr Obacht ist dagegen der Auffassung, dass die Quarantäne 
aufgrund von § 1 Abs. 1 der Verordnung des Sächsischen Staatministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur 
Bekämpfung des Corona-Virus vom 9. April 2020 (SächsCoronaQuarVO) gelte und ein be-
gründeter Einzelfall nicht gegeben sei. Er ist der Auffassung, dass die Regelung gegenüber 
Frau Schmidt-Schön auf der Grundlage des § 32 i. V. m. § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 Infektions-
schutzgesetz (IfSG) zur Bekämpfung der Corona-Pandemie gerechtfertigt ist.   
 
Frau Schmidt-Schön hat daraufhin am 30. April 2020, 18.37 Uhr um vorläufigen Rechtschutz 
beim Verwaltungsgericht Dresden nachgesucht und Klage gegen den Feststellungsbescheid 
vom 27. April 2020 erhoben. Sie ist der Auffassung, dass die Quarantäneverfügung ihr Grund-
recht nach Artikel 2 Abs. 2 GG verletzt und man ihr nach § 3 Abs. 1 Satz 2 SächsCoronaQua-
rVO eine Einzelfallbefreiung hätte erteilen müssen. 

Aufgabe 1:           (85 Punkte)  
 
Prüfen Sie gutachterlich, ob ein Antrag von Frau Schmidt-Schön auf vorläufigen Rechtsschutz 
gegen den Feststellungsbescheid vom 27. April 2020 beim Verwaltungsgericht Dresden Aus-
sicht auf Erfolg hat!  
  
Aufgabe 2:           (10 Punkte) 
            
Herr Obacht gelangt zur Kenntnis, dass Frau Schmidt-Schön die Anordnung ignoriert und sich 
in ihrer Wohnung mehrfach mit Bekannten zum Grillen auf dem Balkon trifft. Ist Herr Obacht 
nun verpflichtet, die zwangsweise Unterbringung von Frau Schmidt-Schön in einem abge-
schlossenen Krankenhaus anzuordnen oder ein Bußgeld zu verhängen? 
 
Bearbeitungshinweis: Es ist zu beachten, dass Spanien zum Zeitpunkt des Erlasses des 
Feststellungsbescheides zu den Staaten mit den weltweit meisten registrierten Infizierten zählt 
(Quelle: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1090985/umfrage/fallzahl-des-coronavi-
rus-2019-ncov-nach-laendern).  
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Die Inkubationszeit von COVID-19 beträgt lt. Robert-Koch-Institut bis zu 14 Tage 
(https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Steckbrief.html). Ein Antikör-
pertest besitzt gegenwärtig nicht die erforderliche Differenzierung der Coronaviren. (vgl. 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Vorl_Testung_nCoV.htm). 
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Anlage: 

Auszug - Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim  
Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) 

§ 28 Schutzmaßnahmen 

(1) Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider fest-
gestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die 
in den §§ 29 bis 31 genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung über-
tragbarer Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, 
an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlassen oder 
von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu 
betreten. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 kann die zuständige Behörde Veranstaltun-
gen oder sonstige Ansammlungen von Menschen beschränken oder verbieten und Badean-
stalten oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. Eine 
Heilbehandlung darf nicht angeordnet werden. Die Grundrechte der Freiheit der Person (Arti-
kel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundge-
setzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) werden insoweit eingeschränkt.  
 
[…]  
 
(3) Für Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 16 Abs. 5 bis 8, für ihre Überwachung 
außerdem § 16 Abs. 2 entsprechend. 

§ 16 Allgemeine Maßnahmen zur Verhütung übertragbarer Krankheiten 

[…]  
 
(8) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 ha-
ben keine aufschiebende Wirkung. 

 
§ 30 Absonderung 

(1) Die zuständige Behörde hat anzuordnen, dass Personen, die an Lungenpest oder an von 
Mensch zu Mensch übertragbarem hämorrhagischem Fieber erkrankt oder dessen verdächtig 
sind, unverzüglich in einem Krankenhaus oder einer für diese Krankheiten geeigneten Einrich-
tung abgesondert werden. Bei sonstigen Kranken sowie Krankheitsverdächtigen, Anste-
ckungsverdächtigen und Ausscheidern kann angeordnet werden, dass sie in einem geeigne-
ten Krankenhaus oder in sonst geeigneter Weise abgesondert werden, bei Ausscheidern je-
doch nur, wenn sie andere Schutzmaßnahmen nicht befolgen, befolgen können oder befolgen 
würden und dadurch ihre Umgebung gefährden. 
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(2) Kommt der Betroffene den seine Absonderung betreffenden Anordnungen nicht nach oder 
ist nach seinem bisherigen Verhalten anzunehmen, dass er solchen Anordnungen nicht aus-
reichend Folge leisten wird, so ist er zwangsweise durch Unterbringung in einem abgeschlos-
senen Krankenhaus oder einem abgeschlossenen Teil eines Krankenhauses abzusondern. 
Ansteckungsverdächtige und Ausscheider können auch in einer anderen geeigneten abge-
schlossenen Einrichtung abgesondert werden. Das Grundrecht der Freiheit der Person (Artikel 
2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz) kann insoweit eingeschränkt werden. Buch 7 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gilt entsprechend. 

(3) Der Abgesonderte hat die Anordnungen des Krankenhauses oder der sonstigen Absonde-
rungseinrichtung zu befolgen und die Maßnahmen zu dulden, die der Aufrechterhaltung eines 
ordnungsgemäßen Betriebs der Einrichtung oder der Sicherung des Unterbringungszwecks 
dienen. Insbesondere dürfen ihm Gegenstände, die unmittelbar oder mittelbar einem Entwei-
chen dienen können, abgenommen und bis zu seiner Entlassung anderweitig verwahrt wer-
den. Für ihn eingehende oder von ihm ausgehende Pakete und schriftliche Mitteilungen kön-
nen in seinem Beisein geöffnet und zurückgehalten werden, soweit dies zur Sicherung des 
Unterbringungszwecks erforderlich ist. Die bei der Absonderung erhobenen personenbezoge-
nen Daten sowie die über Pakete und schriftliche Mitteilungen gewonnenen Erkenntnisse dür-
fen nur für Zwecke dieses Gesetzes verarbeitet werden. Postsendungen von Gerichten, Be-
hörden, gesetzlichen Vertretern, Rechtsanwälten, Notaren oder Seelsorgern dürfen weder ge-
öffnet noch zurückgehalten werden; Postsendungen an solche Stellen oder Personen dürfen 
nur geöffnet und zurückgehalten werden, soweit dies zum Zwecke der Entseuchung notwendig 
ist. Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz), 
der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz) und das Grundrecht des Brief- 
und Postgeheimnisses (Artikel 10 Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt. 

[…] 

§ 32 Erlass von Rechtsverordnungen  

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für Maßnahmen 
nach den §§ 28 bis 31 maßgebend sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Ge-
bote und Verbote zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten zu erlassen. Die Landesregie-
rungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die 
Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der Freizügigkeit 
(Artikel 11 Abs. 1 Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz), der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) und des Brief- und Postgeheim-
nisses (Artikel 10 Grundgesetz) können insoweit eingeschränkt werden. 

§ 73 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 50a Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 50a Absatz 4 Nummer 2, Polioviren oder dort genanntes Material 
besitzt.  
 
(1a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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[…]  
24. einer Rechtsverordnung nach § 5 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe c bis f oder g oder Num-
mer 8 Buchstabe c, § 13 Absatz 3 Satz 1, § 17 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1,  § 20 
Abs. 6 Satz 1 oder Abs. 7 Satz 1, § 23 Absatz 8 Satz 1 oder Satz 2, § 32 Satz 1, § 38 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 3 oder 5 oder § 53 Abs. 1 Nr. 2 oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

Auszug – Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur 
Bekämpfung des Corona-Virus (Sächsische Corona-Quarantäne-Verordnung – Säch-
sCoronaQuarVO) vom 9. April 2020 

Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1, mit § 29 Absatz 1, mit  
§ 30 Absatz 1 Satz 2 und mit § 31 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 
1045), von denen § 28 Absatz 1 Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 
2020 (BGBl. I S. 587) neu gefasst worden ist, und mit § 7 der Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für 
die Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 
2019 (SächsGVBl. S. 83), der durch die Verordnung vom 13. März 2020 (SächsGVBl. S. 82) 
geändert worden ist, verordnet das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt: 

§ 1  
Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende; Beobachtung 

(1) Personen, die aus einem anderen Staat in den Freistaat Sachsen einreisen, sind verpflich-
tet, sich unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in ihre Wohnung oder in die für ihren 
Aufenthalt vorgesehene Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von 14 Tagen 
nach ihrer Einreise ständig dort abzusondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst in ein 
anderes Land der Bundesrepublik Deutschland eingereist sind. Den in Satz 1 genannten Per-
sonen ist es in dieser Zeit nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem 
Hausstand angehören. 

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind verpflichtet, unverzüglich das für sie 
zuständige Gesundheitsamt über ihre Einreise zu informieren. Sie sind ferner verpflichtet, beim 
Auftreten von Krankheitssymptomen das zuständige Gesundheitsamt unverzüglich zu kontak-
tieren. 

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen der 
Beobachtung durch das zuständige Gesundheitsamt. 

[…] 
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§ 3 
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 

(1) Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen,  

1. die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren und Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren,   

2. deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung  

a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens,  

b) der Funktionsfähigkeit der Pflegeeinrichtungen,  

c) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung,  

d) der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen,  

e) der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens,  

f) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung und Verwaltung des Bundes, der 
Länder und der Kommunen,  

g) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen Union und internationaler Organisati-
onen 

zwingend notwendig ist; die zwingende Notwendigkeit ist durch den Dienstherrn oder Arbeit-
geber zu prüfen und zu bescheinigen; 

3. die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder Busver-
kehrsunternehmen oder als Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen außer-
halb des Bundesgebiets aufgehalten haben, 

4. die regelmäßig die Grenze zwischen Wohnort und Arbeitsstätte überqueren (Grenzpendler) 
oder die für einen begrenzten Zeitraum zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich o-
der medizinisch veranlasst in das Bundesgebiet einreisen, 

5. die sich weniger als 48 Stunden im Ausland aufgehalten haben oder 

6. die sonstige triftige Reisegründe haben, worunter insbesondere zählen: 
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a) ein geteiltes Sorgerecht, 

b) der Besuch des nicht im selben Hausstand lebenden Lebenspartners, 

c) dringende medizinische Behandlungen, 

d) Beistand für schutzbedürftige Personen. 

Im Übrigen kann das zuständige Gesundheitsamt in begründeten Einzelfällen auf Antrag wei-
tere Befreiungen erteilen. 

(2) § 1 gilt nicht für Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme 
in das Gebiet des Freistaates Sachsen einreisen, wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer 
Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen betriebliche Hygiene-
maßnahmen und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe ergriffen 
werden, die einer Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das Verlas-
sen der Unterbringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber hat die 
Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn beim zuständigen Gesundheitsamt anzuzeigen und doku-
mentiert die ergriffenen Maßnahmen. Das zuständige Gesundheitsamt hat die Einhaltung der 
Voraussetzungen zu überprüfen. 

(3) § 1 gilt nicht für Angehörige der Streitkräfte und Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Ein-
satz und aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland zurückkehren. 

(4) § 1 gilt darüber hinaus nicht für Personen, die lediglich die Durchreise beabsichtigen. Diese 
haben den Freistaates Sachsen auf unmittelbarem Weg zu verlassen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nur, soweit die bezeichneten Personen keine Symptome auf-
weisen, die auf eine Erkrankung an COVID-19 im Sinne der jeweils aktuellen Kriterien des 
Robert-Koch-Instituts hinweisen. 

§ 4  
Vollzug 

Für die Einhaltung dieser Verordnung sind neben den Gesundheitsämtern die Ortspolizeibe-
hörden zuständig, wenn das zuständige Gesundheitsamt nicht rechtzeitig erreicht oder tätig 
werden kann. Die Ortspolizeibehörden haben in diesen Fällen das zuständige Gesundheits-
amt unverzüglich über getroffene Maßnahmen zu unterrichten. 

§ 5 
Bußgeldvorschriften 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht absondert, 
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2. sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht auf direktem Weg in seine Wohnung oder 
eine andere geeignete Unterkunft begibt, 

3. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfängt, 
4. entgegen § 1 Absatz 2 das zuständige Gesundheitsamt nicht oder nicht rechtzeitig 

kontaktiert, 
5. entgegen § 2 eine berufliche Tätigkeit ausübt, 
6. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zweiter Halbsatz eine unrichtige Bescheini-

gung ausstellt, 
7. entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 das zuständige Gesundheitsamt nicht informiert oder 
8. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 den Freistaat Sachsen nicht auf unmittelbarem Weg 

verlässt. 

§ 6 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft und am 290. April 2020, 0 Uhr, 
außer Kraft.  

Dresden, den 9. April 2020  

Die Staatsministerin für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt  
Petra Köpping 

--- 

Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeri-
ums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständig-
keiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen 

und andere Maßnahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 2019 

Auf Grund des § 15 Absatz 3 Satz 2, § 17 Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 2, § 20 Absatz 
7 Satz 2, § 32 Satz 2, § 41 Absatz 2 Satz 2 und § 54 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) sowie des § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 des Sächsi-
schen Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 15. November 2003 (SächsGVBl. S. 899), der 
zuletzt durch Artikel 1 Nummer 10 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130; 
S. 556) geändert worden ist, verordnen die Staatsregierung und das Staatsministerium für 
Soziales und Verbraucherschutz mit Zustimmung der Staatsregierung: 

§ 1  
Zuständige Behörde 

(1) Zuständige Behörden im Sinne des Infektionsschutzgesetzes sind vorbehaltlich der §§ 2 
bis 7 die Landkreise und Kreisfreien Städte. Die Landkreise und Kreisfreien Städte erledigen 
die ihnen übertragenen Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung; das Wei-
sungsrecht ist unbeschränkt. In Eilfällen kann auch die oberste Landesgesundheitsbehörde 
die Aufgaben und Befugnisse der Landkreise und Kreisfreien Städte nach Satz 1 wahrnehmen. 
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(2) Liegen die Voraussetzungen für Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten nach § 28 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. l S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 
148) geändert worden ist, im Gebiet mehrerer Landkreise oder Kreisfreier Städte vor, kann 
abweichend von Absatz 1 die oberste Landesgesundheitsbehörde für diese Gebiete die not-
wendigen Maßnahmen treffen. 

[…] 

§ 7 
Übertragung der Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

Die der Staatsregierung durch § 15 Absatz 3 Satz 1, § 17 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 
1, § 20 Absatz 7 Satz 1, § 32 Satz 1 sowie § 41 Absatz 2 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes 
erteilten Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen werden auf das Staatsminis-
terium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt übertragen. 

§ 8  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektions-
schutzgesetz vom 19. März 2002 (SächsGVBl. S. 114), die zuletzt durch die Verordnung vom 
1. Juli 2008 (SächsGVBl. S. 422) geändert worden ist, außer Kraft. 

Dresden, den 9. Januar 2019 

Der Ministerpräsident  
Michael Kretschmer 

Die Staatsministerin für Soziales und Verbraucherschutz 
Barbara Klepsch 

 

Punkteverteilung: 

Aufgabe 1                             85 Punkte 

Aufgabe 2 10 Punkte 

Aufbau, Gliederung und Stil 5 Punkte 

Gesamt 100 Punkte 

 


